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Haus des Handwerks doch unter Schutz
BIELEFELD. Völlig unerwartet hat die Bezirksregierung
Detmold die Stadt angewiesen, das Haus des Handwerks
in die Denkmalliste einzutragen. Die Politik hatte zuvor
anders entschieden, um das Haus für eine Schulerwei-
terung abreißen zu können. | Lokalseite 1

Wolfssichere Tore für den Tierpark
BIELEFELD. Der neue Zaun umden Tierpark Olderdissen
soll in diesem Jahr vollendet werden. Dazu gehören auch
neue undwolfssichere Tore an den neun Eingängen zu
dem 16Hektar großen Gelände.Wie diese aussehen sollen,
das stellt der Umweltbetrieb jetzt vor. | Lokalseite 3

Eisblock von Brücke auf Auto geworfen
BIELEFELD. Die Polizei Bielefeld sucht drei jungeMänner,
die von der Brücke an der Universität einen Eisblock
auf ein Auto geworfen haben sollen. Dabei splitterte die
Windschutzscheibe des VWGolf, der Fahrer (24) und
die Beifahrerin (26) blieben unverletzt. | Lokalseite 3
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Laumann will Personal besser vor renitenten Patienten schützen

Angriffe: Ärzte für härtere Strafen
Von Ralf Repöhler

DÜSSELDORF. Angesichts stei-
gender Zahlen von Übergrif-
fen auf Medizinern und Pfle-
gekräften fordern Ärzte- und
Krankenhausverbände ein
schärferes Vorgehen gegen
aggressive Patienten. Wer
ausfällig oder gewalttätig in
Behandlungsräumen wird,
soll härter bestraft werden.
Die Kassenärztliche Ver-

einigung Nordrhein fordert,
„dass Gewalt in Praxen und
Krankenhäusern mit dem
gleichen strafrechtlichen
Maß bewertet und geahndet
wird, wie bei Übergriffen
gegen Polizei und Rettungs-
dienst“. Wer Polizisten atta-

ckiert,mussmit Freiheitsstra-
fen von mindestens drei Jah-
ren rechnen. 80 Prozent der
Ärzte, Psychotherapeuten
und medizinischen Fachan-
gestellten seien beschimpft
oder beleidigt worden. 40
Prozent hätten körperliche
Gewalt erlebt. Die Landesre-
gierung soll sich auf Antrag

der FDP auf Bundesebene da-
für einsetzen, dass Vorfälle in
Praxen konsequenter geahn-
det werden. Der NRW-Ge-
sundheitsausschuss beschäf-
tigt sich am Mittwoch damit.
Die zunehmende Gewalt
gegen Ärzte und Pflegekräfte
sei lautNRW-Gesundheitsmi-
nister Karl-Josef Laumann
(CDU) inakzeptabel. „Wir
müssen alles daran setzen,
unsere medizinischen Fach-
kräfte zu schützen.“ Die Lan-
desregierung unterstütze die
Forderung nach einer gesetz-
lichen Verschärfung zum
Schutz des medizinischen
Personals. Gespräche mit
dem Bund seien bereits ge-
führt worden. | Seite 2

Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zu Polizeieinsätzen bei Fußball-Hochrisikospielen

Länder dürfen Profiklubs
Kosten inRechnung stellen
Von Jacqueline Melcher
und Ulrike John

KARLSRUHE. Jetzt könnte es
für den deutschen Profifuß-
ball richtig teuer werden.
Nach einem zehnjährigen
Rechtsstreit um die Polizei-
kosten ist die Deutsche Fuß-
ball-Liga (DFL) vor dem Bun-
desverfassungsgericht ge-
scheitert. Damit könnten den
Klubs in Zukunft zusätzliche
Kosten für Hochrisikospiele
in Rechnung gestellt werden.
Als Vorkämpfer quittierte

Bremens InnensenatorUlrich
Mäurer das Urteil mit einem
breiten Grinsen, die DFL-Ver-
treter zeigten sich schwer ent-
täuscht. Der Deutsche Fuß-
ball-Bund (DFB) sieht sogar
einen „Wettbewerbsnachteil
für den Fußballstandort
Deutschland“ und schätzt
drohende Gebührenbeschei-
de für viele Vereine, vor allem
in der 3. Liga und der Regio-
nalliga, als potenziell „exis-
tenzgefährdend“ ein. Künftig

könnten alle Bundesländer
ihre Profiklubs an denAusga-
ben beteiligen, die entstehen,
wenn bei Spielen mit erwart-
bar vielen Krawallmachern
mehr Polizisten als üblich
auflaufenmüssen.
Die angegriffene Regelung

im Bremischen Gebühren-
und Beitragsgesetz sei mit
dem Grundgesetz vereinbar,
erklärte Gerichtspräsident
Stephan Harbarth bei der
Urteilsverkündung. Ziel der
Norm sei es, die Kosten auf
denjenigen zu verlagern, der
sie verursacht habe und bei

dem die Gewinne anfielen.
Die Mehrkosten sollten also
nicht die Steuerzahler schul-
tern, sonderndiewirtschaftli-
chen Profiteure. Das sei ein
verfassungsrechtlich legiti-
mes Ziel.
„Das ist für uns natürlich

enttäuschend. Aber das ist so
zu akzeptieren“, sagte Bernd
Hoefer, Rechtsanwalt der DFL
als Dachorganisation der 1.
und 2. Bundesliga, nach dem
Urteil (Az. 1 BvR 548/22) des
höchsten deutschenGerichts.
„Immerhin hat das Bundes-
verfassungsgericht heute ge-

sagt, dass es einGemeinwohl-
interesse auch an der Aus-
richtungvonSpielenderFuß-
ball-Bundesliga gibt“.
Bremens Innensenator

Mäurer (SPD) nannte einen
Vorschlag, wie das Urteil in
die Praxis umgesetzt werden
könnte: „Die Profiliga zahlt in
einen Fonds ein und die Poli-
zeien des Bundes und der
Länder werden dann nach
dem Aufwand abgerechnet.“
InBremenging es umGebüh-
ren in Höhe vonmehr als drei
Millionen Euro, die der DFL
in Rechnung gestellt wurden.
ObandereBundesländerdem
Beispiel der Hansestadt fol-
gen werden, wird sich erst
noch zeigen.
Welche Konsequenzen das

Urteil für die finanziell we-
sentlich schlechter aufgestell-
ten Dritt- und Regionalligis-
ten unter dem Dach des DFB
hat, ist offen.Auchhier gibt es
regelmäßig Hochrisikospiele
mit mehr als 5000 Zuschau-
ern. | Kommentar, Sport

Fanorganisationen kritisieren das Urteil

Urteil zur Kostenübernahmeregelung

Der Fußball schreit auf

DerAufschrei ist gewaltig. Verbände,
Vereine und viele Fans fühlen sich
gegängelt durch das Urteil aus

Karlsruhe. Die Kritiker des professionellen
Fußballs dagegen finden den Entscheid
des Bundesverfassungsgerichts gut und
richtig. Es ist, und das sollte keiner ver-
gessen, die höchstrichterliche Instanz
inDeutschland. Dieses Urteil schmerztmanchenAnhänger
undMacher – aber es ist auch nachvollziehbar.

Die Bundesregierungwird auch nicht gejubelt haben,
als eben das Verfassungsgericht den Haushalt „einkas-
sierte“. Doch die Konsequenz daraus ist, dass die han-
delnden Personen umdenken, neueWege findenmüssen.
Und schlimm ist es auch nicht, über Kostenbeteiligungen
bei gewinnorientierten Veranstaltungen – übrigens nicht
nur im Profisport – nachzudenken, damit eben nicht
alles der Steuerzahler zu begleichen hat.

Tatsächlichwird die Auslegung nun uneinheitlich sein,
Ländersache halt. Wenn NRWaktuell Kosten bei Hoch-
risikopartien nicht auf die DFL und die angeschlossenen
Profivereine abwälzenwill, dann ist das gut für Borussia
Dortmund, den FC Schalke 04 oder den SC Paderborn.
Nur: Dieses Urteil erlaubt einer anderen Regierung auch
eine neue Bewertung. Die Auswirkungenwerden sich
letztlich erst in der Zukunft zeigen.

Von Alexander Heflik
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Gaza: Hoffnung
auf Freilassung
von Geiseln
SeitWochen laufen Gesprä-
che zwischen denUSA, Ägyp-
ten und Katar, um eineWaf-
fenruhe imGazastreifen und
die Freilassung israelischer
Geiseln zu erreichen. Offen-
bar ist eine Einigung in Sicht,
so ein Sprecher des katari-
schen Außenministeriums.
Der Krieg dauertmittlerweile
15Monate undwirkt sich auf
die ganze Nahost-Region aus.
In Tel Aviv finden nachwie
vor Demonstrationen für die
sofortige Freilassung der Gei-
seln statt, die imGazastreifen
von dermilitanten Hamas-
Gruppe festgehaltenwerden.
Derzeit befinden sichnoch 98
Geiseln in der Gewalt der Ha-
mas.Darunter sindauchviele
verletzte Geiseln. | Politik
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Wichtige Nachrichten – ob sie Sport,
Weltgeschehen oder Politik betref-
fen – lesen Sie von sofort an immer
schon amAbend um 19.45 Uhr in
Ihrem ePaper. Die Seitenwerden
nach Redaktionsschluss der ge-
druckten Zeitungweiter aktualisiert.
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Nato schützt
Infrastruktur
mit Schiffen
HELSINKI (dpa). Deutschland
will sich mit Schiffen am
Schutz der Infrastruktur in
der Ostsee beteiligen. Bun-
deskanzler Olaf Scholz kün-
digte bei einem Ostsee-Gipfel
in Helsinki mit Blick auf die
wachsende Bedrohung durch
die sogenannte russische
Schattenflotte an, dass
Deutschland bereit sei, „mit
seinen eigenen Möglichkei-
ten“ Verantwortung zu über-
nehmen. „Selbstverständlich
bedeutet das, dass wir auch
mit deutschen Schiffen für
die Sicherheit in der Ostsee
Sorge tragen.“
Die an die Ostsee grenzen-

den Nato-Staaten wollen Sa-
botageakte gegen ihre kriti-
sche Infrastruktur mit einem
eng abgestimmten Vorgehen
verhindern. „Wir sind ent-
schlossen, jegliche Versuche
der Sabotage abzuschrecken,
aufzudeckenund zubekämp-
fen. Jeder Angriff auf unsere
Infrastruktur wird mit einer
robusten und entschlossenen
Reaktion beantwortet“, hieß
es in einer gemeinsamen Er-
klärung, die die beteiligten
Staaten in Helsinki veröffent-
lichten. | Seite 4

Gesundheitsminister Karl-Josef
Laumann Foto: Rolf Vennenbernd/dpa

Scharfe Kritik äußerten
Fanorganisationen: Das
Urteil sei „ein Freifahrt-
schein für einen immer ag-
gressiver undmartialischer
auftretenden Polizeiappa-
rat“, sagte Linda Röttig, Mit-
glied imVorstanddesDach-

verbands der Fanhilfen. Die
Organisation „Unsere Kur-
ve“ teiltemit, sie nehmedas
Urteil „fassungslos zur
Kenntnis“. Die Gewährleis-
tung öffentlicher Sicher-
heit undOrdnung sei eine
Kernaufgabe des Staates.
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